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Kläger

4. Wohnungsgele!lschafi ', vertreten  durch den Geschäftsführer

,!,,,,3a> mi.t,iAu.snahme dei Klägörs sämtliche weiteren im Zeitpunkt der Rechtshängigkeit im
einüetraaenen Wohnunoseföhu*berschtioten der Wohnunaserbbauberechtiaten-

Dietzenbach, gemäß anliegender  Eigentü-



hat das Amtsgericht  Offenbach  am Main durch den Richter  am Amtsgericht  Schwarz  im
schriftlichen  Verfahren  gemäß  § 128 II ZPO mit Schriftsatzschluss  am 02.12.2020  für  Recht
erkannt:

1.  Die Klage  wird abgewiesen

2. Die Kosten  des Rechtsstreits  hat der Kläger  zu tragen.

3. DasUrteilistgegenSichert'ieitsleistungi.H.v.110%desjeweilszuvol)strecken-
den Betrages  vorläufig  votlstreckbar.

Tatbestand

Die Parteien  bilden die Wohnunaserbhauberechtiatenaemeinschaft

h : in Dietzenbach.

Am 07.12.2019  fand  eine ErbbauberechtigtenversammIuna  statt. Im Rahmen  der Ver-
sammluno  wurden  unter  TOP 9 unter  andörem  Herr  spwie Herr

zu Mitgliedern  des Verwaltungsbeirats  gewählt.  Wegen  der Einzelheiten  der
tseschtussfassung  wird auf das VärsammIungsprotokoll  BI. 44 ff. der  Akte (53 f.) verwie-
sen.

Die Kläaer  sind der Auffassung,  dass  der Beschluss,  soweit  Herr  . und
Herr  a zu Mitgliedern  des Verwaltungsbeirats  gewählt  wurden,  nicht
ordnungsgemäßer  Verwaltung  entspreche.  Wegön  der Einzelheiten  der BegrÜndung
wird auf die Klagebegründung  vom 06.02,2020,  BI. 60 ff. der Akte verwiesen.  '
Die Klage ist am 23.12.2019  bei Gericht  eingegangen  iind den Bek1agten i.iber die Ver-
walterin  am 27.05.2020  fügestellt  morden,Die  Klagebegründung  ist am 06.12.2019  bei
Gericht  eingegangen  und den Beklagten  am 08.09.2020  zugeste)lt  worden.  Den unter
dem 30.12.2C)19 angeforderten  Gerichtskostenvorschuss  hat der Kläger: am 02.01.2020
bei der Gerichtskasse  eingezahlt.

Der Kläger  beantragt,

1.  den in der Wohnungserbbauberechtigtenversammlung  vom 07.12.2019  unter
TOP 9 gefassten  Beschluss  (Wahl des Herrn  - zum Verwaltungs-
beirat)  für  ungültig  zu erklären;

2. den in der Wohnungseföbhuberechtigtenversammlung  vom 07.12.2019  unter
TOP 9 gefassten  Beschlusg  (Wahl  des Herrn  zum Verwaltungs-
beirat)  für ungültig  zu erklären,

Die Beklagten  beantragen,

die Klage  abzuweisen.

Die Beklagten  sind der Auffassung,  dass die Klage schon deshalb  unbegrÜndet  sei, weil
die Klage  nicht  fristgerecht  erhoben  worden  sei. Wegen  des weiteren  Vorbringens  der
Beklagten  wird auf die Klageerwiderung  vom 06.10.2020,  BI. 127 ff. der Akte  verwiesen.

Wegen  der weiteren  Einzelheiten  des Sach-  und Streitstandes  wirö auf die gewechsel-
ten Schriftsätze  sowie das Sitzungsprotokoll  vom 16.10.2Ü20,  BI. 143 f. der Akte verwie-
sen.
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Entscheidungsgründe

Die Klage ist unbegründet, denn sie wurde nicht rechtzeitig erhoben.

Zwar  ist die Klage bereits am 23-12.2019 bei Gericht eingegangen, die Erhebung de'

Anfechtungsklage  erfolgt aber (erst) durch die rechtshängigkeitsbegründende Zustel)ung

: der  K1ages;chrift (vgl. u.n. BeckOK BGB!Scheel, 56. Ed. 1.11.2020, WEG § 46 Rn. 20). ,

' Diese erfolgte  jedoch e.rst nach Ablauf der einmonatigen Klagefrist des § 46 ! WEG,

. nämlich  am 27.C)5.2020, (ZU BI. 108 der Akte).

"  DieVoraussetzungendes§167ZPOsindvorIiegendnichterfüIIt,sodasssichderK!ä-
:, ger  auch nicht  auf  eine Rückwirkung  der Zustellung berufen  kann. Denn die Zustellung

erfolgte  nicht,,demnächst"im Sinne von § 167 ZPO.

' Die Klagefrist  endete mit Ablauf  des 07.01.202'0,  so dass die Zustellung mehr  als vier

: ' Monate  nach Frista51auf efolgte. Diese Spanne  lässt sich zeit)ich nicht mehr  unter den

' . pegriff,demnächst"  subsumieren.  Inöoweit  ist anerkannt,  dass von der Partei zu vertre-

' . tende  Verzögerungen  von bis zu 14 Tagen  ode:r auch einem Monat hinzunehmen  sind,

a: -nichföberVerzögerungenvondeutIichüber'vierMonaten(vglzumMeinungsstaridu.a.:
: MüKoZPOföäublein/Müller,  6. Aufl. 2020, ZPO § 1B7 Rn. 1.1 f.).

t Der'KIägerkann'sichvorIiegendauchnichterfo!greichdaraufberufen,seinerseitszu-
', nächst  alles Erforderliche  getan  zu haben, um die sofortige  Zustellung  zu veranlassen;

: insbesoridere  den Gerichtskostenvorschuss  umgehend,  nämiich  am 02.01.2020,  einge-

i zahlt  zu haben.  Denn die Klägerseite wäre, nachdem sich.die Zustel1ung trotz Einzah-

:, 1un5 des Vorschu'sses verzögertö, gehalten gewesen, sich nach beirri Gericht spätes-

l tens zwei Monate  nach  Ab)auf  där Klagefrist,  also unmittelbar  nach dem 07.03.2020,

', nach den LJrsachen der  Nichtzustellung  zu erkundigen  und auf eine zeitnahe  Zustellung

; hinzumirken.  Derartiges  ist jedoch  nicht geschehen,  vielmehr  erfolgte  die Zustellung

; dann Ende Mai 2020 ohne  weiteres  Zutun  der Klägerseite  durch Ausführung  der Verfü-

l gung vom 08.fü.2020  am 18.05.2020.

( Der  jeweilige  ZustelIungsbetreiber  ist gehalten,  nach angemessener  Zeit  nachzufragen,

, aus melchem  Grund  bislang  noch keine Zustellung  erfolgt  ist. We1cher Zeitraum  dabei

- angemessen  ist, hängt  von den besonderen  Ums €änden  des jeweiligen  Einze)falls  ab

: (vgl. (NJW-RR  2ü06, '1436, beck-online;  MÜKoZPO/Häub!ein/Müller,  6. Aufl. 2020,  ZPO

i § 167 Rn. 16; NJW-RR 2C)06, 1436, beck-on!ine). Diesen Zeitraum bemisst das Gericht

: hier mit spätestens  2 Monaten  ab Ablauf  der Kfagefrist  des § 46(WEG.  fünn  bei der

p einzuhaltenden  Klagefrist  hande)t  es sich um ei4e materieII-rechtliche  Ausschlussfrist,

1 bei deren Versäumen  die .jewei)ige Klage  ohne weiteres  als unbegründet  abz'uweisen

}. ist; Auf deren  Einhaltung  -  und somit  auch auf eine zeitnahe  Zustellung  -  ist daher  sei-

: tens der klagenden  Partei  eine erhöhte  Aufmerksamkeit  zu legen und, bei \lerzögerun-

i: gen im Geschäffsgang  des Gerichts,  dort  wegen  der unterbliebenen  Zustellung,,nachzu-

;  haken".EineZeitspannevon2Monaten,fürdiesichdieklagendeParteiaufdenGe-a

:, tsa5,thlgäfbtslegIbaengn ddea,s,GeersricchhetsInvteVrOIarsdsleesneumndHblnetterergffreunndd daiies Vgeerraadne1asnsoucnhgadnegreZmuWt:eIlunng,Inuen-
:" längere  Zeitspanne  aber  nicht  mehr.

Die Entscheidung  über  die Kosten  beruht  auf § 91 l 1 ZPO.

Die Entscheidung  über  die vorläufige  Vo!lstreckbarkeit  beruht  auf §§ 708 Nr. 11711

ZPO,

Die Entscheidung  über  den Streitwert  beruht  auf § 49a GKG, wobei  für  jeden der ange-

fochtenen  Beschlüsse  über  die Bestellung  zum Verwaltungsbeirat  ein Betrag  von

2.000,00  € in Ansatz  gebracht  worden  ist.

Rechtsmittelbelehrung
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Entscheidung  über  den Streitwert  kann mit der Beschwerde  angefochten  werden.  Sie ist nur zulässig,  wenninnerhalb  von sechs Monaten,  nachdem  die Entscheidung  in dsr Hauptsache  rechtskräftig  geworden  is( oderVe'ffahren sich anderweitig erledigt hat, bei dem Amtsgericht Offenbach am Main, Kai4erstraße  16, 63085;nbach  am Main eingeht.  Wird de'r Streitwert  später  als eföen Monat vor Ablauf  dieser  Frist  festgesetzt,  kannBeschwerde  innerhalb  eines Monats nach Zustellung  oder  formloser  Mitteilung  der Festsetzung  bei dem Ge-t'eingelegt  werden.  Die Beschwerde  ist nur zulässig,,wenn  der Wert des Beschwerdegegenstandes  2ü0 €rsteigt  oder das Gericht  die Beschwerde  zu diesem Beschluss  zugelassen  hat. Beschwerde5erechtigt  ist, wer

chwerdeschrift  oder  zur  Niederschrift  der GescMfts';tel(e  des genannten  Gerichts  eingelegt.  Sie kann auchNiederschrift  der GeschäÖsstelle eines jeden  Amtsgerichts  erklärt  werden,  wobei'es  fÜr die Einhaltung  dert auf den Eingang  bei dem genanüten  Gericht  ankomrnt.  Sie ist von dem Beschwerdeführer  oder seinem Be-üächtigten  zu unterzeichnen.  Die Beschwerde  muss Öie E3ezeichnung des angefochtenen  Beschfüsses  sowieErklärung enthalten, dass Beschwer4e gegen diesen Beschluss eingelegt wird. 8o11 die Entscheidung nurt 7ei1 angefochten werden, so ist der Umfang der Anfechtung zu bezeichnen,
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